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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 11/523 — 


Sitzung des Europäischen Rates am 29./30. Juni 1987 in Brüssel 


A. Problem 

Die Fraktion der SPD hat vor der Sitzung des Europäischen Rates in 
Brüssel einen Antrag vorgelegt. Mit dem Antrag werden die Vor- 
schläge in der Mitteilung der Kommission über eine neue Perspek- 
tive für Europa — Die Einheitliche Akte muß ein Erfolg werden — 
vom 15. Februar 1987 und in dem Bericht der EG-Kommissionüber 
die Finanzierung des Gemeinschaftshaushalts vom 3. März 1987 
(Delors-Paket — Drucksache 11/254) als Grundlage für eine Re- 
form der Europäischen Gemeinschaft begrüßt. Der Antrag enthält 
europapolitische Forderungen zu den Reformvorhaben, die dem 
Europäischen Rat in Brüssel zu Grundsatzentscheidungen Vorla- 
gen. Die Tagung in Brüssel hat nicht den Durchbruch bei den ent- 
scheidenden Fragen gebracht. Der Europäische Rat in Kopenha- 
gen am 4./5. Dezember 1987 wird sich erneut damit befassen müs- 
sen. 

Der Antrag wurde im Unterausschuß für Fragen der Europäischen 
Gemeinschaft beraten und neu formuliert. Die Neufassung wurde 
dem Auswärtigen Ausschuß vorgelegt. 


B. Lösung 

Der Antrag wurde im Auswärtigen Ausschuß mit der Mehrheit der 
Stimmen der CDU/CSU und einer Stimme der FDP bei zwei Ent- 
haltungen aus der Fraktion der FDP und der Fraktion DIE 
GRÜNEN und den Gegenstimmen der SPD abgelehnt. 

Auch der modifizierte Antrag der Fraktion der SPD fand keine 
Mehrheit. 
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C. Alternativen 

Annahme des modifizierten Antrags 


D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 11/523 — abzulehnen. 

Bonn, den 11. November 1987 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Stercken Dr. Wulf! Brück Frau Dr. Hamm-Brücher 

Vorsitzender Berichterstatter 


Dr. Lippelt (Hannover) 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Wulff, Brück, Frau Dr. Hamm-Brücher, 
Dr. Lippelt (Hannover) 


Die Vorlage — Drucksache 11/523 — wurde dem 
Deutschen Bundestag am 24. Juni 1987 zugeleitet. Sie 
wurde am 26. Juni 1987 in seiner 21. Sitzung beraten 
und dem Auswärtigen Ausschuß überwiesen. Der 
Auswärtige Ausschuß hat die Vorlage — nach der 
Vorberatung durch seinen Unterausschuß für Fragen 
der Europäischen Gemeinschaft — am 11. November 
1987 beraten. 

Der Ausschuß hat den Antrag mit Mehrheit abge- 
lehnt. 


I. 

Der Antrag wurde vor der Sitzung des Europäischen 
Rates in Brüssel die am 29. /30. Juni 1987 stattgefun- 
den hat, vorgelegt. Diese Sitzung hat nicht die not- 
wendige grundsätzliche Einigung über die Reform- 
ziele gebracht, die die EG-Kommission im Delors-Pa- 
ket vorgeschlagen hat. Die Tagung des Europäischen 
Rates in Kopenhagen am 4./5. Dezember 1987 wird 
sich im wesentlichen mit den in dem Antrag angespro- 
chenen Problemen erneut befassen müssen. Darüber 
hinaus wird der Europäische Rat die strittigen Fragen 
zu behandeln haben, die bis jetzt die Aufstellung ei- 
nes Haushaltsentwurfs 1988 für die Gemeinschaft ver- 
hindert haben. 


II. 

Der Unterausschuß war der Auffassung, daß die Fest- 
stellungen und Forderungen, die der Antrag der Frak- 
tion der SPD enthält, im Hinblick auf den Europäi- 
schen Rat in Kopenhagen weiterhin gültig sind. Er 
hielt jedoch eine Anpassung des Antrags an die inzwi- 
schen eingetretenen Entwicklungen und Konkretisie- 
rungen für geboten. Insbesondere unterstrich er die 
Notwendigkeit, den Haushaltsentwurf 1988 der Ge- 
meinschaft alsbald vorzulegen. Eine weitere Verzöge- 
rung würde die deutsche Ratspräsidentschaft im er- 
sten Halbjahr 1988 stark belasten und ihr Vorhaben, 
die Verwirklichung des Binnenmarktes entscheidend 
voranzutreiben, beeinträchtigen. Außerdem sprach 
sich der Unterausschuß für die strikte Anwendung der 
Haushaltsdisziplin in allen Ausgabenbereichen aus, 
wobei die Rechte des Europäischen Parlaments in ei- 
ner interinstitutionellen Vereinbarung zwischen dem 
Europäischen Parlament, dem Rat und der EG-Kom- 
mission zu wahren sind. 

Der Unterausschuß beschloß auf seiner 5. Sitzung am 
11. November 1987 mit einer Mehrheit von drei Stim- 
men der Fraktion der SPD und einer Stimme der Frak- 
tion der FDP gegen zwei Stimmen der Fraktion 
der CDU/CSU bei Abwesenheit der Fraktion DIE 
GRÜNEN, den Antrag wie folgt zu aktualisieren: 


„Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 1. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß der Eu- 
ropäische Rat am 29./30. Juni 1987 in Brüssel 
nicht in der Lage war, die zur Überwindung der 
andauernden Haushaltskrise der Gemeinschaft 
erforderlichen Beschlüsse zu fassen. 

Am 4./5. Dezember 1987 treffen sich erneut die 
Staats- und Regierungschefs in Kopenhagen. 
Die Sitzung des Europäischen Rates soll den 
Durchbruch bei den entscheidenden Fragen 
bringen, die gelöst werden müssen, damit die 
Einheitliche Europäische Akte erfolgreich um- 
gesetzt werden kann. 

2. Der Deutsche Bundestag begrüßt grundsätzlich 
die Vorschläge der EG-Kommission, die in der 
vorgelegten Mitteüung an das Europäische Par- 
lament vom 15. Februar 1987 (Die Einheitliche 
Akte muß ein Erfolg werden — Eine neue Per- 
spektive für Europa) und den Bericht der EG- 
Kommission an den Rat und das Europäische 
Parlament über die Finanzierung des Gemein- 
schaftshaushalts vom 3. März 1987 enthalten 
sind. Die Vorschläge und Elemente für die 

— Vollendung des einheitlichen Binnenmark- 
tes bis 1992, 

— Reform und Modernisierung der gemeinsa- 
men Agrarpolitik, 

— Stärkung der Finanzautonomie, 

— Reform der Strukturfonds 

der Gemeinschaft werden positiv zur Kenntnis 
genommen. 

3. Vordringlich sind Maßnahmen zur grundlegen- 
den Reform der EG -Agrarpolitik. Die Folgen der 
Überschußproduktion, für die es keine wirt- 
schaftlich vertretbaren Absatzmärkte gibt, bela- 
sten die Funktionsfähigkeit des gemeinsamen 
Agrarmarktes und des Finanzierungs Systems 
sowie die Beziehungen zu den Handelspart- 
nern. Es bedarf daher einer umgehenden Kurs- 
korrektur. Es kommt darauf an, zu einer stärker 
marktorientierten Ausrichtung der Markt- und 
Preispolitik zu kommen, um die gegenwärtige 
Krise zu überwinden. 

Zur Sicherung der Einkommen, insbesondere 
der kleinen und mittleren Betriebe, bedarf es 
jedoch zusätzlicher direkter, produktionsneu- 
traler Einkommenszahlungen. Soweit von 
Landwirten Leistungen zur Pflege und Erhal- 
tung von Natur und Umwelt erbracht werden, 
sind diese durch Bewirtschaftungsbeiträge zu 
entgelten. 
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Es ist daher zu begrüßen, daß die EG-Kommis- 
sion direkten Einkommensübertragungen zu- 
nehmendes Gewicht beimißt. 

Nur bei Verwirklichung der Agrarreform wird 
es möglich sein, die notwendige Gesundung der 
europäischen Finanzen voranzu treiben, die not- 
wendige Reform der EG-Finanzen anzugehen 
und die Finanzkrise der EG zu beenden. 

Abzulehnen ist daher eine Abgabe auf pflanzli- 
che Öle und Fette. Eine solche Abgabe würde 
die einkommensschwachen Bevölkerungsteile 
überproportional belasten, Arbeitsplätze ge- 
fährden und zu zusätzlichen Handelskonflikten, 
vor allem mit den USA, aber auch mit den Ent- 
wicklungsländern, führen. 

Der Deutsche Bundestag geht davon aus, daß 
die Beschlüsse der OECD, keine weiteren zu- 
sätzlichen Agrarsubventionen und andere pro- 
tektionistische Maßnahmen im Agrarbereich zu 
ergreifen, eingehalten werden. 

4. Die Verwirklichung des Europa ohne Grenzen 
bis 1992, die Stärkung des wirtschaftlichen und 
sozialen Zusammenhalts zwischen den Mit- 
gliedstaaten, die Reform und Modernisierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik sowie die Stär- 
kung der finanziellen Grundlage der Gemein- 
schaft, der gerechtere Finanzausgleich, die 
volle Verwirklichung des Europäischen Wäh- 
rungssystems und die Entwicklung einer Tech- 
nologiegemeinschaft sowie einer gemeinschaft- 
lichen Umweltpolitik sind grundlegende 
Aspekte der europäischen Integration, die in die 
EEA eingegangen und nunmehr durch kon- 
krete Beschlüsse auf den Weg zu bringen sind. 
Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesre- 
gierung auf, diese Beschlüsse zu realisieren und 
die Schaffung des einheitlichen Binnenmarktes 
bis 1992 verstärkt in Angriff zu nehmen. 

Die schrittweise Umsetzung der Beschlüsse der 
EEA erfordern zwangsläufig mehr Mittel für 
den Gemeinschaftshaushalt. Diese können je- 
doch nur im Rahmen einer neu zu beschließen- 
den gerechteren Finanzverfassung der Gemein- 
schaft mit eindeutig fest gelegten Regeln für die 
Einhaltung der Haushaltsdisziplin bei gleichzei- 
tiger deutlicher Absenkung des Anteils der 
Agrarausgaben und einer mehrjährigen Finanz- 
planung gelöst werden. Die Vorschläge der EG- 
Kommission sollten deshalb im Lichte dieser 
Ausführungen konstruktiv geprüft werden. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie- 
rung auf, 

1. Sorge zu tragen, daß der Rat umgehend den 
Haushaltsentwurf 1988 dem Europäischen Par- 
lament vorlegt, 

2. sich mit der notwendigen Aufgeschlossenheit 
realistisch und konstruktiv unter gleichzeitiger 
Wahrung deutscher Interessen einzusetzen, 
daß 

— der einheitliche Binnenmarkt fristgerecht ~ 
verwirklicht werden kann und damit neue 
Impulse zur Stärkung des wirtschaftlichen 


Wettbewerbs, zur Schaffung neuer Arbeits- 
plätze, zur europäischen Selbstbehauptung 
gegeben werden; 

— den wirtschaftlich gegenwärtig weniger lei- 
stungsfähigen Ländern die Mitwirkung bei 
der Schaffung des einheitlichen Binnen- 
marktes durch deutliche Aufstockung der 
Mittel für die Strukturfonds erleichtert wird, 
wobei das duale System dieser Fonds beizu- 
behalten ist; damit ein gerechterer Aus- 
gleich zwischen Nord und Süd in der EG 
erreicht werden kann; 

— die Normen insbesondere im Bereich Ge- 
sundheit, Umweltschutz und Verbraucher- 
schutz auf höchstem Niveau harmonisiert 
werden und das Niveau des Schutzes in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht abge- 
senkt wird, sondern notfalls höhere natio- 
nale Standards zulässig bleiben; in einem 
solchen Fall bedeutet dies eine gegenseitige 
Anerkennung unterschiedlicher nationaler 
Standards; 

— die deutschen Mitbestimmungsrechte der 
Arbeitnehmer gesichert bleiben und weiter- 
entwickelt werden können; 

— das Europäische Währungssystem weiter 
ausgebaut wird; 

— eine dauerhafte Reform der EG- Agrarpolitik 
auf der Grundlage der vorgenannten Leitli- 
nien verwirklicht wird; das bedeutet vor al- 
lem eine stärkere marktorientierte Preis- und 
Marktpolitik, die von direkten produktions- 
neutralen Einkommenszahlungen flankiert 
werden muß. Weitere Eingriffe in die Ver- 
waltung der Agrarmärkte sind kein Lösungs- 
weg; 

— eine strikte Haushaltsdisziplin verwirklicht 
wird, die auch für die Agrarausgaben Gel- 
tung haben muß; 

— die Forderung des Europäischen Parlaments 
und der EG-Kommission unterstützt wird, 
daß zwischen Rat, Europäischem Parlament 
und Kommission eine interinstitutionelle 
Übereinkunft mit dem Ziel abgeschlossen 
wird, die Rechte des Europäischen Parla- 
ments bei der Verwirklichung der Haus- 
haltsdisziplin zu sichern, 

3. ihm umgehend über ihre Vorstellungen über 
die mögliche Verwirklichung der Einzelmaß- 
nahmen berichtet wird. Die Bundesregierung 
wird ferner aufgefordert, Auskunft darüber zu 
geben, wie sie die bestehenden Altlasten der 
EG (z. B. bei den Strukturfonds, beim Lagerab- 
bau usw.) abzubauen gedenkt und darüber zu 
berichten, welche Konsequenzen diese finan- 
ziellen Mehrbelastungen für die nationale 
Haushalts- und Finanzplanung der kommenden 
Jahre 1988 bis 1992 bedeuten, 

4. ihm umgehend über die Ergebnisse des Euro- 
päischen Rates in Kopenhagen und über die 
Vorstellungen der Bundesregierung für die 
deutsche Ratspräsidentschaft in der Europäi- 
schen Gemeinschaft zu berichten. 11 
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III. 

Der Auswärtige Ausschuß ist dem Votum des Unter- 
ausschusses nicht gefolgt. Er lehnte den Antrag mit 
15 Stimmen der Fraktion der CDU/CSU ab, bei zehn 
Gegenstimmen der Fraktion der SPD und jeweils ei- 
ner Enthaltung der Fraktion der FDP und der Fraktion 
DIE GRÜNEN. 

Die Fraktion der CDU/CSU begründete ihre Ableh- 
nung insbesondere damit, daß die Formulierung der 
Forderungen zur Reform der gemeinschaftlichen 
Agrarpolitik nicht geeignet sei, die gegenwärtige 
Krise zu überwinden. Sie würden dazu führen, die 
deutsche Landwirtschaft noch mehr zu schädigen. 
Des weiteren sei die Forderung, das Europäische 
Währungssystem weiter auszubauen, nicht hinrei- 
chend definiert. Es bleibe offen, ob dazu auch die 
Errichtung einer europäischen Notenbank gehöre. 

Nach Auffassung der Fraktion der SPD ist es eine der 
wichtigsten Aufgaben des Deutschen Bundestages, 
im Vorfeld der deutschen Ratspräsidentschaft zur Re- 
form der gemeinschaftlichen Agrarpolitik Stellung zu 
nehmen. Im Interesse eines gemeinsamen Antrages 


Dr. Wulff Brück Frau Dr. Hamm-Brücher 

Berichterstatter 


erklärte sich die Fraktion der SPD bereit, einer vermit- 
telnden Anregung des Vertreters der Bundesregie- 
rung zu folgen. Danach sollte in Absatz I Ziff. 3 des 
aktualisierten Antrags der letzte Satz des ersten Ab- 
schnitts lauten: 

„Es kommt darauf an, durch ein Bündel von Maß- 
nahmen, namentlich auch zur Rückführung der Pro- 
duktion, die gegenwärtige Krise zu überwinden. " 

Auch diese Formulierung war nicht konsensfähig. 

Die Fraktion der FDP betonte ihr Interesse an einem 
gemeinsamen Antrag. Ihr Vorschlag, die Entschei- 
dung bis zur nächsten Sitzung zurückzustellen, um 
inzwischen eine Formulierung zu finden, die von allen 
Seiten mitgetragen werden kann, fand keine Zustim- 
mung. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN begründete ihre Enthal- 
tung mit ihrer Position zur Europäischen Gemein- 
schaft, die in dem Antrag keinen Ausdruck finde. 

Der Auswärtige Ausschuß bittet den Deutschen Bun- 
destag, seinem Votum zu folgen. 


Dr. Lippelt (Hannover) 


6 




Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



